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1. Problemstellung 

Wer sich die Diskussion um die Wirksamkeit von Ratenkreditverträgen, 
Zinsberechnung nach Kreditkündigung und Tilgungsverrechnungsklauseln 
vergegenwärtigt!, wird nicht umhinkommen, von einem Umbruch des Bank-
rechts zu sprechen. Sind Banken betroffen, handelt es sich fast durchweg um 
Themenbereiche, in denen die beteiligten Kreise, aber auch die Öffentlichkeit 
besonders sensibel reagieren2 • Banken nehmen in unserer Wirtschaftsordnung 
eine Sonderstellung ein 3 • Zur Gewährleistung des Gläubiger- und Funktionen-
schutzes im Kreditwesen existiert eine Vielzahl von Sicherungsinstrumenten4, 
die anderen Branchen fremd sind. Der unternehmerische Erfolg der Banken 
beruht dabei nicht zuletzt darauf, daß es ihnen weithin gelungen ist, durch 
vorsichtige Geschäftspolitik nicht nur Verluste zu vermeiden, sondern die zur 
Existenzsicherung erforderlichen Gewinne zu erzielen. Von der juristischen 
Diskussion bisher weitgehend vernachlässigt dient diesem Ziel auch der variable 
Zins, durch den sich die Bank das Recht einräumen läßt, den Preis ihrer Ware 
Kapital einseitig verändern zu können. Bis zum Urteil des BGH vom 6.3. 1986 
- III ZR 195/84 (München) _5 waren die Konturen dieses Rechtsgebietes nur 
andeutungsweise zu erkennen. Aber auch nach diesem Urteil sind mehr Fragen 
offengeblieben, als dies wünschenswert sein kann. Mit der vorliegenden Arbeit 
soll daher ein Versuch unternommen werden, eine Gesamtdarstellung der für die 
Praxis bedeutsamen Probleme des variablen Zinses zu geben. Diese Untersu-
chung erstreckt sich insbesondere auf 
- die Darstellung der rechtlichen Bedeutung des Zinses sowie des Zinssatzes 

mit bankbetriebswirtschaftlichem Bezug (Kapitel 2.1 und 2.2), 

1 Vgl. z.B. die Kolumnen von Löwe ZIP 1986,163 und Mundorf ZIP 1987,139. 
2 Vgl. z. B. "Der Spiegel" Nr. 26,40. Jahrg., 23.6.1986 S. 40ffmit der Überschrift "Im 

Gewinnrausch: die fetten Banken", und Nr. 15, 41. Jahrg., 6. 4. 1987, S. 58ff; oder auch 
"Neue Revue" Nr. 43,18.10.1985 mit der Überschrift "Banken machen Riesen-Reibach 
- Sparer sinod die Dummen!"; Schirmacher, in Capital (Heft 12), 1984, S.249, 
Elbern/Moll, in Capital (Heft 1), 1985, S. 43f; Blohm, in Zeit, 19.9.1986, S. 29f; Friedel, 
in Stern, 20. 11. 1986, S. 98ff; Zeitschrift der Stiftung Warentest, "test", 22. Jahrg., April 
1987, Heft 4, S. 14ff; Müller, Die Banken verdienen prächtig und die Kunden zahlen die 
Zeche, FR 19.4. 1986, S. 5. 

3 Vgl. z. B. Obst/Hintner, 37. Aufl., S. 109ff; Bieg, Bankbilanzen und Bankaufsicht, 
1983, S. 19 im Hinblick auf die Eigenkapitalausstattung der Kreditinstitute; vgl. auch 
Tabelle in Die Bank, 1986, S. 651 ff. 

4 Vgl. Bieg aaO S. 36ff. 
5 BGHZ 97,212 = NJW 1986, 1803 = WM 1986, 580= MDR 1985, 826 = ZIP 1986, 

698 = BB 1986, 1874 = DB 1986, 1276 = WuB lEt. -13.86 Stützle; EWiR § 315 BGB 
1/86, 653 (Köndgen) = Sparkasse 1986, 318. 
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- der Strukturierung der Zinsanpassungsklauseln (Kapitel 2.3), 
- die Grundprobleme der Wirksamkeit von Zinsanpassungsklauseln aus 

AGB-, währungs- und preisordnungsrechtlicher Sicht (Kapitel 3), 
- die rechtliche Behandlung unwirksamer Zinsanpassungsklauseln, insbeson-

dere mit Blick auf eine Aufrechterhaltung durch ergänzende Vertragsausle-
gung (Kapitel 4), und schließlich 

- die materiellen und prozessualen Rechtsanwendungsprobleme, unter Be-
rücksichtigung des § 315 BGB (Kapitel 5 und 6). 

Dabei wird nicht verkannt, daß sich die Bankpraxis der Zinsanpassung 
weithin nicht an juristischen Gesichtspunkten orientiert, sondern vielfältigen 
kapitalmarktbedingten Zwängen, aber auch Möglichkeiten unterliegt. Dies 
kann jedoch nicht bedeuten, daß dieser wirtschaftlich so bedeutsame Bereich 
rechtsneutral zu behandeln ist. Die vorliegende Arbeit richtet sich an alle, die in 
der Rechtsanwendung mit Problemen des variablen Zinssatzes befaßt werden, 
- den Bankjuristen, der Zinsanpassungsklauseln formulieren muß, 
- den Rechtsanwalt, der die Wirksamkeit einer Zinsanpassung zu rechtferti-

gen oder anzugreifen hat, 
- den Richter, der nicht nur über Wirksamkeit oder Unwirksamkeit zu 

entscheiden hat, sondern gegebenenfalls selbst einen angemessenen Zinssatz 
festsetzen muß, aber auch 

- an die juristische Forschung, der sich mit der Aufarbeitung all dieser 
Probleme ein weites Betätigungsfeld erschließen wird. 



2. Grundlagen 

Das Verständnis der Wirkungsweise von Zinsanpassungsklauseln setzt eine 
Beschäftigung mit deren Gegenstand voraus. Es ist zunächst zu klären, was 
unter Zins und Zinssatz juristisch und bankbetriebswirtschaftlich zu verstehen 
ist I. 

2.1 Zins im Rechtssinn und Zinssatz 

Der Zins im Rechtssinne stellt aus der Sicht des Darlehensnehmers das 
Entgelt für die Kapitalnutzung dar, aus der Sicht des Darlehensgebers das 
Entgelt für die Kapitalentbehrung l . Dieser Preis wird bemessen nach dem 
Zinssatz, der seinem Wesen nach einen Zinsanspruchsberechnungssatz dar-
stellt 2 . Dieser besteht in einem Bruchteil des überlassenen Kapitals3 und bemißt 
sich nach der Laufzeit des Darlehens4 . Er wird proportional der Zeitdauer 
geschuldet. Periodizität ist dabei nicht konstitutiv für den Zinsbegriffs . 

1 Zur Unterscheidung von Zins im wirtschaftlichen und im rechtlichen Sinne vgl. z. B. 
Oesterreich WM 1979, 822; RGZ 86, 399,401. 

1 Zur Entwicklung des Zinsbegriffes vgl. Staudinger/Karsten Schmidt, 12. Aufl., § 246 
BGB Rdnr 7 mwN; aus der Rechtsprechung RGZ 89, 399, 400; 118, 165, 166: "Entgelt für 
die Einräumung des Kredits"; RGZ 160, 78, 86: "Vergütung für den Gebrauch, nicht die 
Überlassung des Kapitals"; RG HRR Bd. 16 (1940) S. 544; BGH BB 1975, 1129, 1130; 
NJW 1979, 540, 541; NJW 1979, 2092, 2093; aus der Literatur Palandt/Heinrichs, 
46. Aufl., § 246 BGB Anm 1; MünchKomm/von Maydell, 2. Aufl., § 246 BGB Rdnm 3-
9, insbes. 6; Gabler, Wirtschafts-Lexikon S. 2411; Bank-Lexikon Sp. 2047; Seidenzahl, 
Bank- und Börsenlexikon, 2. Aufl., S. 362; Oesterreich WM 1979, 822; ders. MDR 1979, 
13, 14; ders. MDR 1979, 13, 14; Belke BB 1968, 1219, 1221; Canaris NJW 1978, 1892; 
Vallenthin, Rechtsgrundlagen des Bankgeschäfts, 1974, S. 50: "Preis der Überlassung des 
Gebrauchs des Kapitals"; Jährig/Schuck, Handbuch des Kreditgeschäfts, 4. Aufl., S. 106: 
"Entgelt für Geldbeschaffungskosten"; noch anders Steppeier Sparkasse 1986, 121, 122: 
Entgelt für die "tatsächliche" Kapitalnutzung; Soergel/Lippisch/Häuser, 11. Aufl., § 608 
BGB Rdnr 1; Erman/Schopp, 7. Aufl., § 608 BGB Rdnr 1; Erman/Sirp aaO § 246 BGB 
Rdnr 2; Cahn/Farrenkopf ZIP 1986,416, 418; MünchKomm/Westermann § 608 BGB 
Rdnr 1; ders. zum Kreditgeschäft Rdnr 10 vor § 607 BGB; vgl. auch Baums WM 
Sonderbeilage Nr. 2/1987 S. 8; zur Bedeutung der Tilgung in diesem Zusammenhang siehe 
Löwe NJW 1987, 937, 939. 

2 Vgl. Oesterreich MDR 1979, 13, 14; Baums WM Sonderbeilage Nr. 2/1987 S. 3. 
3 Vgl. Oesterreich WM 1979, 822; ders. MDR 1979, 13, 16; Palandt/Heinrichs, 

46. Aufl., § 246 BGB Anm 1; RGZ 1986, 399, 400f; von Maydell, Geldschuld und 
Geldwert, S. 209ff. 

4 Vgl. Oesterreich WM 1979, 822; ders. MDR 1979, 13, 16; Palandt/Heinrichs, 
46. Aufl., § 246 BGB Anm 1. 

5 Vgl. Palandt/Heinrichs, 46. Aufl., § 246 Anm 2; Belke BB 1968, 12, 19f mwN; 
Canaris NJW 1978, 1891; Larenz AT § 12 VIII; RGZ 108, 285. 
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